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Zusammenfassung: Dieser Beitrag entwickelt eine öffentlichkeitstheoretische 
Perspektive auf Netzneutralität, erschließt den Forschungsstand aus dieser Sicht 
und zeigt Schnittstellen zur Kommunikationswissenschaft auf. Ausgangspunkt 
ist die Annahme, dass Eingriffe in die Architektur des Internets dazu dienen 
können, öffentliche Kommunikation zu ermöglichen, aber auch zu beschränken. 
Theoretische Grundlage ist das Öffentlichkeitsmodell des schwedischen Kommu-
nikationswissenschaftlers Peter Dahlgren (2005). Die drei Analysedimensionen in 
diesem Modell machen auf Themenkomplexe in der Netzneutralitätsdebatte auf-
merksam, die für die Kommunikationswissenschaft relevant sind: die technischen 
und ökonomischen Aspekte beim Zugang zur Internetinfrastruktur (Struktur) so-
wie der Zusammenhang von Netzneutralität und Online-Inhalten, insbesondere 
inhaltliche Vielfalt, Kontrolle und Zensur (Darstellung). Die Interaktionsdimen-
sion fragt, wie Dialog- und Vernetzungsmöglichkeiten durch eine bestimmte In-
ternetarchitektur beeinlusst werden. Die Reinterpretation von Netzneutralität 
erlaubt es auch, auf kommunikationswissenschaftliche Forschung hinzuweisen, 
die die Debatte um Netzneutralität um wichtige Gesichtspunkte bereichert, auch 
wenn sie nicht explizit diesen Begriff verwendet.
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1 Einleitung
Das Prinzip der Netzneutralität bedeutet, dass Datenpakete, die über das 
Internet transportiert werden, gleich behandelt werden, unabhängig von Sender, 
Inhalt, Plattform, Empfänger oder Dienst (Vogelsang, 2010). Um dieses normative 
Prinzip gibt es international eine polarisierte Debatte, die um die Fragen kreist, was 
Netzneutralität genau bedeutet, wie wichtig ihre Einhaltung ist und in welchem 
Ausmaß absolute Netzneutralität überhaupt möglich ist. Ursachen dieser Kontro-
verse sind verschiedene Faktoren: Dazu gehören weiterentwickelte Netzwerkma-
nagement-Technologien und Next-Generation-Networks, die gestiegene Nutzung 
bandbreitenintensiver Dienste wie Video-Download und -Streaming sowie die öko-
nomischen Interessen von Internet Service Providern (Peha, Lehr, & Wilkie, 2007; 
Marsden, 2010). Die Debatte um Netzneutralität ist jedoch mehr als eine Diskussion 
über Kommunikationstechnik. Sie berührt vielmehr die Frage, wie Öffentlichkeit 
hergestellt wird – wer Zugang zu ihr erhält und was sie leistet – und welche Auswir-
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auf die sich dieser Beitrag stützt, siehe Löblich & Musiani (2014).
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kungen die Kommunikationsinfrastruktur auf Öffentlichkeit hat. Die Art und Wei-
se, in der Kommunikationsangebote über das Internet transportiert werden, be-
einlusst, was Nutzer im und mit dem Netz machen können, welche Anwendungen 
und welche Inhalte verfügbar sind und unter welchen Bedingungen individuelle 
und korporative Produzenten von Inhalten ihre Angebote verbreiten können. An-
ders ausgedrückt macht die Debatte um Netzneutralität darauf aufmerksam, dass 
der Modus, in dem Datenpakete transportiert werden, öffentliche Kommunikation 
ermöglichen, aber auch beschränken kann. Aus diesem Grund ist Netzneutralität 
auch für die Kommunikationswissenschaft ein relevantes Thema.
Ziel dieses Beitrags ist es, den Forschungsstand aus öffentlichkeitstheoreti-
scher Sicht zu erschließen und Schnittstellen zur Kommunikationswissenschaft 
aufzuzeigen. In dem vor allem von der Rechts- und Wirtschaftswissenschaft so-
wie der Informatik bearbeiteten Forschungsfeld ist die öffentlichkeitstheoretische 
Perspektive bislang weitgehend ausgespart worden (Powell & Cooper, 2011). Der 
Beitrag zeigt zum einen, wie eine solche Perspektive die akademische Auseinan-
dersetzung um Netzneutralität erweitert und ergänzt. Er stützt sich dabei auf das 
Öffentlichkeitsmodell des schwedischen Kommunikationswissenschaftlers Dahlg-
ren (2005) und nutzt dessen drei Analysedimensionen (Struktur, Darstellung und 
Interaktion). Die Dimensionen machen auf Themenkomplexe aufmerksam, die 
für die Kommunikationswissenschaft relevant sind. Diese Reinterpretation von 
Netzneutralität erlaubt es zum anderen, auf kommunikationswissenschaftliche 
Forschung hinzuweisen, die die Debatte um Netzneutralität um wichtige Gesichts-
punkte bereichert, auch wenn sie nicht explizit diesen Begriff verwendet. Das trifft 
beispielsweise auf digitale Inklusion und Kommunikationspolitik zu. Vor dem Hin-
tergrund kommunikationspolitischer Debatten wird auch deutlich, dass die Idee 
der Infrastruktur-Neutralität kein völlig neues Thema ist. 
Der vorliegende Beitrag versteht sich somit als Brücke zu einem interdiszip-
linären Forschungsfeld, als Angebot zur Strukturierung dieses Forschungsfelds 
sowie als Heuristik für weiterführende Untersuchungen. Im ersten Teil wird der 
Hintergrund der Debatte skizziert, anschließend Dahlgrens Öffentlichkeitsmodell 
beschrieben, das den Zugang zur Netzneutralitätsdebatte strukturiert hat. Die auf 
diese Weise erschlossenen Themenkomplexe werden im dritten Teil dargestellt. 
Abschließend soll am Beispiel der Plattformregulierung skizziert werden, wie 
die Kommunikationswissenschaft schon zu dieser Debatte beigetragen hat, auch 
ohne das Etikett Netzneutralität zu verwenden.
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2 Hintergrund der Debatte um Netzneutralität 
Internet Service Provider benutzen schon länger Techniken des Netzwerk-
managements, um den Datenverkehr im Internet zu regeln. Sie weichen damit 
vom Prinzip der Netzneutralität im strengen Sinn ab, häuig aufgrund technischer 
Notwendigkeit (Krämer, Wiewiorra, & Weinhardt, 2013). Das heißt, Netzwerkma-
nagement wird angewandt, um mit Engpässen beim Datentransport umzugehen 
(Stau), Sicherheit zu gewährleisten (Bekämpfung von Spam) oder um für bestimm-
te Dienste eine entsprechende Qualität zu gewährleisten (Peha et al., 2007).2 Dieses 
technisch begründete Abweichen von Netzneutralität ist unstrittig. Befürworter 
der Netzneutralität befürchten jedoch, dass aus ökonomischen, politischen oder 
moralischen Gründen in den Datenverkehr eingegriffen wird und verweisen auf 
Technologien wie Deep Packet Inspection (DPI), die es erlauben, Datenpakete tiefer-
gehend zu untersuchen, das heißt, sie aufgrund ihres Inhaltes oder Dienstetyps zu 
priorisieren, zu drosseln und zu blockieren (Bendrath & Mueller, 2011). 
Angesichts dieser Bedenken lautet der Hauptstreitpunkt in der Debatte: Soll es 
allein in der Hand von Netzwerkbetreibern liegen, zwischen verschiedenen Arten 
von Datenpaketen zu unterscheiden und diese mehr oder weniger zügig an ihr Ziel 
zu befördern, oder sind gesetzliche Regelungen nötig, die sicherstellen, dass An-
bieter und Nutzer von Inhalten gleichbehandelt werden (Libertus, 2013)? Die In-
ternet Service Provider wehren sich gegen Regulierungspläne und argumentieren 
mit wirtschaftlichen Gründen. Sie weisen auf die hohen Kosten für Netzausbau und 
Aufrüstung sowie auf fehlende Reinanzierungsmöglichkeiten hin, sollte es ihnen 
verwehrt bleiben, ihr Geschäftsmodell zu erweitern (Marsden, 2010; Krämer et al., 
2013). Den spektakulären inanziellen Erfolg einiger Internetunternehmen (wie 
Google, Amazon und Facebook) hervorhebend, verlangen die Internet Service Pro-
vider, dass Inhalteanbieter für eine bestimmte Übertragungsqualität bezahlen und 
2 Für den Begriff der Netzneutralität und den des Netzwerkmanagements gibt es un-
terschiedliche Deinitionen. Dieser Beitrag folgt der eingangs angeführten Deinition 
von Netzneutralität (Vogelsang, 2010). Netzwerkmanagement umfasst verschiedene 
Techniken, mit denen Internet Service Provider Kommunikationsnetzwerke instand 
halten, kontrollieren und Kapazitäten erweitern können. Diese Techniken erlauben 
es, in den Datenverkehr einzugreifen, in Form von Blockieren von Daten, Trafic- 
oder Packet-Shaping, womit das Verlangsamen, Diskriminieren oder Bevorzugen von 
Datenpaketen gemeint ist (Meckel, Fieseler, & Gerlach, 2013; Krämer et al., 2013).
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so einen Teil der Kosten mittragen (Powell & Cooper, 2011). Neben einer stärkeren 
Ausdifferenzierung und Vermarktung von Diensteklassen, auch gegenüber End-
nutzern, drängen Internet Service Provider auch auf eine andere Erweiterung ihres 
Geschäftsradiuses.3 Sie möchten nicht auf die Rolle des Transporteurs beschränkt 
bleiben, sondern Inhalteanbieter werden (Pellegrini & Krone, 2012). 
3 Öffentlichkeitstheoretische Analysedimensionen
Peter Dahlgren (2005) zufolge ist eine funktionierende Öffentlichkeit eine 
Konstellation von Kommunikationsräumen, die idealerweise die unverzerrte Zir-
kulation von Informationen, Ideen und Debatten erlaubt. Traditionelle Medien 
und Online-Medien spielen eine zentrale Rolle in den verschiedenen, sich teil-
weise überlappenden Öffentlichkeiten. Dahlgren hat sich auf Jürgen Habermas‘ 
Öffentlichkeitstheorie gestützt, die Zugang als zentrale Voraussetzung für delibe-
rative Öffentlichkeit betont sowie dialogorientierte Kommunikation fordert (Ha-
bermas, 1981). Dahlgrens Modell ist für die Analyse der Netzneutralitätsdebatte 
besonders geeignet, weil es von Medien- und Mediensystemeigenschaften – etwa 
der technischen Kommunikationsinfrastruktur – ausgehend nach der Verfasst-
heit von Öffentlichkeit fragt. Darüber hinaus steht auch in der Netzneutralitäts-
debatte die Frage nach dem Zugang zum Internet im Vordergrund. 
Dahlgren (1995; 2005) hat Habermas‘ Öffentlichkeitsverständnis in ein Analyse-
werkzeug überführt, um die Bedeutung der klassischen Medien und des Internets 
zu untersuchen. Drei Dimensionen von Öffentlichkeit lassen sich demzufolge unter-
scheiden: Struktur, Darstellung, Interaktion. Die strukturelle Dimension lenkt den 
Blick auf die Organisation von Kommunikationsräumen, genauer auf rechtliche, 
ökonomische, technische und kulturelle Bedingungen. Merkmale von Kommunika-
tionsinhalten werden von der Darstellungsdimension erfasst, insbesondere Aspek-
te wie Vielfalt, Fairness und ideologische Einseitigkeit. Die Interaktionsdimension 
fragt, wie Nutzer untereinander und mit den Medien kommunizieren.
3 Mit Diensteklassen sind verschiedene Datentransportklassen gemeint, „die sich 
hinsichtlich ihrer Transportqualität und -garantien (Service Level Agreements) 
unterscheiden“ und für die vom Nutzer unterschiedliche Preise zu zahlen sind 
(Enquete-Kommission, 2012, S. 27).
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Die drei Dimensionen dienten als analytischer Rahmen und halfen, relevante As-
pekte der Netzneutralitätsdebatte zu identiizieren. Jede Dimension erschließt 
dabei ein speziisches Themenbündel: die Strukturdimension technische und öko-
nomische Aspekte beim Zugang zur Internetinfrastruktur, die Darstellungsdimen-
sion den Zusammenhang von Netzneutralität und Online-Inhalten, insbesondere 
inhaltliche Vielfalt, Kontrolle und Zensur. Die Interaktionsdimension fragt, wie 
der selbst bestimmte Umgang mit Anwendungen und Geräten und damit die Dia-
log- und Vernetzungsmöglichkeit in der Web-Öffentlichkeit durch eine bestimm-
te Internetarchitektur ermöglicht oder behindert wird. Geschlossene Systeme 
werden unten als Beispiel dienen, um zu illustrieren, inwieweit das Potential von 
Online-Interaktion und -Deliberation eingeschränkt werden kann. 
Dahlgren (1995) hat diese Dimensionen entwickelt, bevor weite Teile der 
Bevölkerung das Internet zu nutzen begannen, sodass es teilweise Überschnei-
dungen gibt, wenn sie auf Online-Räume angewendet werden. Später hat er auf 
das Verwischen der Darstellungs- und Interaktionsdimension im Internet hin-
gewiesen und zugleich darauf, dass traditionelle Kategorien der Massenkommu-
nikation wie „one-to-many“ versus “one-to-one” nicht länger klar voneinander 
getrennt werden können (Dahlgren, 2005). Trotz ihrer partiellen Überlappung, 
bieten die Dimensionen durch die Unterscheidung von organisatorischen Aspek-
ten der Internetinfrastruktur, der von ihr transportierten inhaltlichen Vielfalt 
und der Nutzerinteraktion, die durch das Kommunikationsnetzwerk ermöglicht 
wird, nützliche Analysewerkzeuge für die Netzneutralitätsdebatte. 
Im Folgenden wird für jede Dimension der Forschungsstand diskutiert und 
insbesondere gefragt, was eine Abweichung von Netzneutralität bedeutet. Der 
Beitrag stützt sich auf den internationalen Forschungsstand, wobei der Großteil 
der Forschung aus den USA stammt (Löblich & Musiani, 2014). 
3.1 Strukturdimension: Technische und ökonomische Aspekte 
des Netzwerkzugangs
Technische und ökonomische Strukturen formen öffentliche Kommunika-
tionsräume und deinieren die Bedingungen mit, unter denen Akteure Zugang 
zur Internetinfrastruktur erhalten. Netzneutralität hat in dieser Hinsicht Folgen 
für individuelle Nutzer und für Organisationen. Dieser Beitrag konzentriert sich 
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auf die Produzenten von audiovisuellen Angeboten und auf traditionelle Massen-
medien, die im World Wide Web ihre Dienste anbieten. Wie beeinlusst Netzneu-
tralität den Zugang dieser Inhalteanbieter und damit ihre Chancen, in Online-Öf-
fentlichkeiten abgerufen und genutzt zu werden? Die Debatte kreist hier um das 
Prinzip der Dienste-Qualität („quality of service“), das für Anbieter unverzichtbar 
ist, weil ihre Inhalte zeitsensibel transportiert werden müssen. Verzögerungen 
bei der Übertragung von Bewegtbildern beeinträchtigen das Nutzungserlebnis 
erheblich (van Eijk, 2013; Meckel et al., 2013). Eine E-Mail hingegen muss lediglich 
so bald und schnell wie möglich an ihr Ziel gelangen (sogenannter „best-effort 
trafic“; Clark, 2007). Einige Autoren betonen deshalb, dass Videoanbieter vom 
Netzwerkmanagement proitieren und sich auf eine bestimmte Übertragungs-
qualität verlassen können müssen. Netzwerkmanagement verhindere die Netz-
überlastung zu Spitzenzeiten und sichere eine gute Bildqualität (Hahn & Litan, 
2007; Yoo, 2013). Um Netzwerküberlastung zu verhindern, haben Unternehmen 
wie Google eigene Serverfarmen und Glasfasernetzwerke gebaut und können In-
halte schneller zu ihren Endnutzern transportieren (Levy, 2012). 
Befürworter der Netzneutralität betonen hingegen, dass es vor allem darauf 
ankommt, die Marktzutrittskosten so niedrig wie möglich zu halten (Wu & Yoo, 
2007). Wenn Internet Service Provider ihre Marktposition ausnutzten und Ge-
bühren für eine bestimmte Übertragungsqualität verlangten, dann seien große 
Inhalteanbieter sicherlich in der Lage, für ihre Produkte kostenlosen Zugang aus-
zuhandeln (und teilweise seien sie sogar die treibende Kraft bei der Einführung 
von priorisierten Beförderungsmodellen). Neue Medienunternehmen und nicht-
kommerzielle Anbieter haben dieses Verhandlungsgewicht jedoch nicht. Trotz-
dem ist die Verletzung der Netzneutralität aus Sicht einiger Autoren nicht immer 
von Nachteil für Nutzer und Medienorganisationen (Vogelsang, 2010; Yoo, 2013). 
Problematisch wird es vor allem dann, wenn Inhalte- und Übertragungsmarkt 
verschmelzen. Weil das Internet ein zunehmend wichtiger Verbreitungskanal für 
audiovisuelle Angebote wird, verwischen die Grenzen der alten Geschäftsmodelle 
Fernsehen und Telekommunikation. Internet Service Provider wollen auch Inhal-
teanbieter werden und haben dann den Anreiz, Netzwerkmanagement-Techniken 
einzusetzen, um Wettbewerber auf dem Inhaltemarkt zu diskriminieren oder de-
ren Angebot in schlechter Qualität zu verbreiten (Vogelsang, 2010; Pellegrini & 
Krone, 2012). Netzneutralität wird also zum Argument für den Pluralismus von 
Anbietern öffentlicher Kommunikationsangebote.
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Ein Schwerpunkt der Debatte in Europa und speziell in Deutschland ist der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk. Must-Carry-Regeln sind nach Ansicht mancher 
Autoren ein geeignetes Instrument, um die offene und nicht-diskriminierende 
Verbreitung öffentlich-rechtlicher Angebote zu gewährleisten. Diese Autoren 
schlagen vor, eine Klassiikation von Online-Diensten einzuführen und zu beur-
teilen, ob diese Dienste unverzichtbare Funktionen für die Öffentlichkeit erfüllen 
sowie zur Meinungsvielfalt beitragen und deshalb das Privileg der Must-Carry-
Regeln genießen sollten oder nicht (Holznagel, 2010; Libertus, 2013; Libertus & 
Wiesner, 2011). Offen bleibt hier allerdings, wer solche Klassiikationen vornimmt 
und letztlich entscheidet, welche Angebote unter dieses Privileg fallen und gene-
rell, ob Netzneutralität nur für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gel-
ten soll – das würde bedeuten, dass andere Inhalteanbieter in die langsame Spur 
verbannt würden (Marsden, 2010).
3.2 Darstellungsdimension: Vielfalt vs. Kontrolle von Inhalten
Dahlgren zufolge funktioniert Öffentlichkeit, wenn vielfältige Informati-
onen, Werte und Meinungen sichtbar werden. Verschiedene technische Prak-
tiken der Überprüfung und Priorisierung von Datenpaketen formen Netzneut-
ralität, angewandt auch zu politischen Zwecken oder zur Rechtsdurchsetzung. 
Sie bestimmen Zugang und Zirkulation von Inhalten. Die Darstellungsdimension 
konzentriert sich auf die Inhalte und hilft zu untersuchen, inwiefern die Vielfalt 
der Netzöffentlichkeit durch neue Inspektionstechnologien beeinträchtigt wird 
(Pellegrini & Krone, 2012). Beispiele für solche Technologien sind Bandbreiten-
drosselung, Blockierung von Webseiten, Priorisierung bestimmter Dienste sowie 
Deep Packet Inspection (DPI). Bei DPI werden Kopf und Inhalt eines Datenpakets 
analysiert, wenn dieses einen Inspektionspunkt im Netzwerk erreicht. DPI hat 
verschiedene Auswirkungen, nicht nur auf Netzneutralität, sondern auch auf Pri-
vatsphäre, Urheberrecht und andere Themen. DPI kann für verschiedene Zwecke 
verwendet werden, etwa für die Suche nach Nichteinhaltung bestimmter Proto-
kolle, nach Viren, Spam oder für die Entwicklung von Kriterien, mit denen ent-
schieden wird, ob ein Paket weitergeleitet oder zu einem anderen Ziel geschickt 
werden muss, sowie für die Sammlung statistischer Informationen (Bendrath & 
Mueller, 2011; Mueller & Asghari, 2012; Enquete-Kommission, 2012). 
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DPI ist überwiegend negativ dargestellt worden, weil es Data Mining, Überwachung 
und Zensur erlaubt. Obwohl diese Technologie bereits seit vielen Jahren für das 
Netzwerkmanagement eingesetzt wird, fürchten Befürworter der Netzneutralität, 
dass sie ökonomischen Wettbewerb behindert und die Offenheit des Internets ein-
schränkt. Solche Fälle gab es auch bereits, beispielsweise das US-amerikanische Ka-
belnetzunternehmen Comcast, das Datenübertragungen von Nutzern blockierte, 
die peer-to-peer-Netzwerke nutzten (Bendrath & Mueller, 2011). Deshalb fordern 
sie, dass stets transparent gemacht wird, für welche Zwecke DPI genutzt wird (Ufer, 
2010). Andere machten wiederum darauf aufmerksam, dass der Einsatz solcher Fil-
tertechniken im Kontext speziischer Kulturen zu verstehen ist. Wenn bestimmte 
Inhalte gesperrt werden, dann hänge das auch mit den jeweiligen lokalen Werten 
zusammen, wonach diese Inhalte als schädlich für die Gesellschaft oder bestimm-
te Teile der Gesellschaft angesehen werden (z.B. Volksverhetzung; Goldsmith & 
Wu, 2006; Palfrey & Rogoyski, 2006). Gleichwohl haben vor allem Befürworter der 
Netzneutralität den Einschränkungen für die Kommunikationsfreiheit Gehör ver-
schaffen können. Vor allem wenn politisch-administrative Akteure die Anwendung 
von DPI und anderen Technologien veranlassten, führe das zu Verzerrungen von 
Inhalten, Blockierungen sowie zur Zensur von Information, Unterhaltung und 
Meinungsäußerungen (Elkin-Koren, 2006; Barratt & Shade, 2007; Mueller, 2007; 
Blevins & Barrow, 2009). Der Impuls, in den Internetverkehr einzugreifen, stam-
me häuig vom Staat. Hier lassen sich zwei Motivationen unterscheiden: Erstens 
dienen solche Technologien als Ermittlungswerkzeug und Internet Service Provi-
der fungieren dann als „Hilfspolizisten“, um Gesetze durchzusetzen (Palfrey & Ro-
goyski, 2006; Meckel et al., 2013). Zweitens geht es um Sicherheit, etwa den Kampf 
gegen Terrorismus, Kinderpornographie und sogenannte Online-Piraterie – mit all 
den Kontroversen, die diese Zwecke provozieren sowohl hinsichtlich der Schaffung 
von Überwachungsinfrastrukturen als auch allgemein geteilter Werte wie Jugend-
schutz (Marsden, 2010; Libertus & Wiesner, 2011).
3.3 Interaktionsdimension: Geschlossene Systeme
Die Interaktionsdimension von Öffentlichkeit fragt, inwieweit Eingriffe in 
die Internetarchitektur den selbst bestimmten Umgang mit Anwendungen und 
Geräten und damit Dialog- und Vernetzungsmöglichkeiten in Web-Öffentlich-
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keiten ermöglichen oder behindern. Das soll am Beispiel geschlossener Syste-
me oder „Walled Gardens“ (etwa das geschlossene System von Apple) diskutiert 
werden. Darunter versteht man Plattformen, auf denen Betreiber Dienste ohne 
Zugang zum offenen Internet anbieten, stattdessen Anwendungen kontrollieren 
und nicht genehmigte Inhalte unterbinden. Solche Anbieter nutzen die Daten 
ihrer Nutzer, um diese mit exklusiven und zusätzlichen Diensten zu versorgen, 
allerdings ausschließlich auf ihren Seiten. Dadurch tragen sie zur Bildung von 
„Informationssilos“ bei und erlauben es Nutzern nicht, Daten einfach zu expor-
tieren oder zurückzuerlangen (Marsden, 2010). Das Ziel von solchen Anbietern ist 
es, Nutzer auf speziische gewinnorientierte Angebote hinzulotsen, zu geschlos-
senen ökonomischen Systemen, die nicht nur die Software kontrollieren, die auf 
den Endgeräten installiert werden kann, sondern auch den Inhalt (Zittrain, 2008). 
Diese Entwicklung hat Folgen für Online-Interaktionen und illustriert, wie das 
mit dem Internet einhergehende Potential für Kommunikation und Deliberation 
durch Restriktionen von Software und Inhalt eingeschränkt werden kann (Mars-
den, 2010). Wenn das Prinzip der Netzneutralität einschließt, dass Endkunden 
Internetdienste und Geräte diskriminierungsfrei benutzen können, dann gehört 
das Phänomen der „Walled Gardens“ zur Debatte um Netzneutralität und Öffent-
lichkeit (Enquete-Kommission, 2012).
Geschlossene Systeme illustrieren, dass die Interaktionsdimension die Struktur- 
und Darstellungsdimension von Öffentlichkeit überbrückt. Zwischen inhaltlicher 
Vielfalt und der Zahl der Akteure, die die redaktionelle Kontrolle über Inhalte ha-
ben, gibt es einen Zusammenhang (Herman, 2006). Apple beispielsweise kann durch 
die Überprüfung extern produzierter Anwendungen nach hauseigenen Richtlinien 
potentiell geschäftsschädigende politische oder kulturelle Ansichten in seinem 
Angebot verhindern (Blevins & Barrow, 2009). Befürwortern von Netzneutralität 
zufolge macht die Isolierung von Inhalten auf geschlossenen Plattformen Kommu-
nikationsräume undurchlässig und begrenzt Interaktion und Vernetzung. Durch 
den kumulativen Effekt der „Walled Gardens“ werde das noch verstärkt. Wenn ein 
Dienst eine kritische Masse von Nutzern erreiche, würde das System selbstverstär-
kend. Das Unternehmen sei dann in der Lage sich in Richtung eines Quasimonopols 
zu entwickeln. Andere Autoren argumentieren mit der Sicherheit und der Bequem-
lichkeit, die solche geschlossenen Online-Umgebungen bieten. Wenn Aufindbar-
keit und Filterung die zentralen Herausforderungen in Online-Öffentlichkeiten 
seien, dann böten solche Systeme Überschaubarkeit und Relevanz. Anwendun-
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gen sind in den entsprechenden Stores leicht aufindbar (Marsden, 2010). Welche 
Folgen es für die Öffentlichkeit hat, wenn privat kontrollierte Informations- und 
Unterhaltungsumgebungen geschaffen werden, ist letztlich ebenso eine nur empi-
risch zu klärende Frage wie die, ob das aus Sicht der Nutzer ein Problem darstellt 
und wie Nutzer mit diesen Umgebungen umgehen.
4 Kommunikationswissenschaftliche Forschung und 
Netzneutralität
Ein öffentlichkeitstheoretischer Rahmen bietet nicht nur einen Referenz-
punkt für die Strukturierung der Netzneutralitätsliteratur, sondern macht auch 
auf Forschungsfelder der Kommunikationswissenschaft aufmerksam, die die De-
batte ergänzen. Dazu gehören Kommunikationspolitik und digitale Inklusion, auf 
die abschließend näher eingegangen werden soll. Einige Themen, die heute un-
ter dem Begriff der Netzneutralität gebündelt werden, wie etwa die Wirkung von 
„Netzwerk-Bottlenecks“ auf Meinungsfreiheit und Vielfalt und das Verhältnis 
von Nutzerkontrolle und Eigentümervielfalt, waren schon Gegenstand kommu-
nikationswissenschaftlicher Forschung, bevor dieser Begriff geprägt wurde (Wu, 
2003).4 Das Neutralitätsgebot in der Verbreitung öffentlicher Kommunikation ist 
kein neues Thema der Kommunikationspolitik, sondern aus der Plattformregu-
lierung und dem Pressevertrieb in Deutschland bekannt. Gebietsmonopole im 
Pressegrosso-System werden geduldet, weil die „Pressegrossisten sich im Gegen-
zug verplichtet haben, die Titel aller Verlage zu nichtdiskriminierenden Bedin-
gungen zu gewährleisten“ (Beck, 2012, S. 128). Studien zur Rundfunkregulierung 
haben sich unter den Stichworten Plattform- bzw. Bottleneck-Regulierung mit 
den Bedingungen beschäftigt, unter denen Rundfunksender Zugang zu Distribu-
4 Medienorganisationen sind zur Verbreitung ihrer Angebote auf Kommunikationsin-
frastrukturen angewiesen. Der Begriff „Flaschenhals“ („Bottleneck“) wird aktuell im 
Zusammenhang mit der Verbreitung digitalen Rundfunks diskutiert. Die entspre-
chenden Distributionskanäle werden in der Regel von wenigen Unternehmen be-
trieben, die ihre Marktmacht benutzen können, um den Zugang zu ihrem Netz sowie 
zu weiteren Verbreitungstechnologien wie dem Conditional Access System, Application 
Programming Interface (API) oder zum elektronischen Programmführer zu beschrän-
ken. Sie haben die Möglichkeit, zu Gatekeepern zu werden (Schweizer, 2013).
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tionskanälen wie Kabel und Satellit erhalten und Begründungen und Instrumente 
für faire und nicht-diskriminierende Verbreitung von Programmen entwickelt 
(van Eijk, 2013; Schweizer, 2013).
Die Digitalisierung hat neue Impulse geliefert, um zu untersuchen, wie Platt-
formbetreiber über Standards, Verschlüsselungstechniken und Auswahloberlä-
chen den Rundfunkmarkt kontrollieren und ob damit ein Missbrauch ihrer Markt-
macht verbunden ist (Michalis, 2007; Gibbons & Humphreys, 2012). Die Folgen 
ökonomischer Schlüsselpositionen bleiben auch bei den jüngeren Diskussionen 
um den Verbreitungsweg Internet und den Begriff des Plattformbetreibers re-
levant – und damit schließt sich der Kreis zur Netzneutralität. Der Begriff des 
Plattformbetreibers ist aufgrund verschiedener Entwicklungen schwammig ge-
worden, weil Kabelnetz- und DSL-Netzbetreiber selbst zu Anbietern nicht-linea-
rer On-Demand-Dienste und von Programmbouquets werden, Verbreitungs- und 
Rundfunksektor also verschmelzen (Beck, 2012) und weil Portale und Aggregato-
ren im World Wide Web heute auch den Zugang zu Rundfunkangeboten gestal-
ten. Aufindbarkeit wird deshalb als neues Paradigma der Regulierung diskutiert 
(Ricke, 2011; Fuchs, 2013). 
Die Netzneutralitätsdiskussion kann mithilfe der Inklusions- und Nutzungs-
forschung erweitert werden, wenn sie das in diesem Forschungsfeld verbreitete 
weite Verständnis von Zugang zu digitalen Kommunikationsangeboten berück-
sichtigen würde. Unter „Zugang“ würde dann nicht nur der Zugang zu techni-
schen Infrastrukturen verstanden, sondern – vielschichtiger – zu sich überlap-
penden technischen, ökonomischen und sozialen Infrastrukturen (Shade, 2010, S. 
137). Zugang zu ökonomischen und sozialen Infrastrukturen meint dabei, Online-
Angebote zu Arbeitsplätzen, Bildung, Gesundheit, Unterhaltung nutzen und auch 
selbst produzieren zu können. Aus der Perspektive vor allem der internationalen 
digitalen Inklusionsforschung ist die Nutzung einer Kommunikationsinfrastruk-
tur, in der Datenpakete nicht diskriminiert werden, nur ein Teil des Zugangspro-
blems. Teile der Weltbevölkerung haben keinen Zugang aus sozioökonomischen, 
kulturellen oder geographischen Gründen zum Internet. In der Konsequenz heißt 
dies, dass die Netzneutralitätsdebatte mit ihrem eng gefassten Verständnis von 
Zugang auf diejenigen beschränkt ist, die bereits online sind; das heißt, auf die-
jenigen, die höhere Einkommen und ein höheres Bildungsniveau haben und in 
den dicht besiedelten Gebieten der nördlichen Hemisphäre leben (Ball-Rokeach & 
Jung, 2008; Shade, 2010; Tsatsou, 2011).
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5 Fazit 
Dieser Beitrag hat eine öffentlichkeitstheoretische Perspektive auf Netz-
neutralität entwickelt, um die Relevanz dieser Debatte für die Kommunikations-
wissenschaft aufzuzeigen. Mit Hilfe von drei Öffentlichkeitsdimensionen wurden 
relevante Themenkomplexe deiniert, wobei das Ziel darin bestand, Problemati-
sierungen zu entwickeln und zugleich den polarisierten Forschungsstand mit Be-
fürwortern und Gegnern von Netzneutralität zu skizzieren. Ausgangspunkt war 
die Annahme, dass Eingriffe in die Architektur des Internets dazu dienen können, 
Anbieter, Inhalte und Nutzerverhalten zu ermöglichen, aber auch zu beschrän-
ken. Die Strukturdimension erlaubt es, die technischen und ökonomischen Zu-
gangsprobleme zu diskutieren, die bei einer Abweichung von Netzneutralität für 
Inhalteanbieter in Online-Öffentlichkeiten entstehen können. Die Dimension der 
Darstellung erfasst zweitens, inwieweit die Vielfalt von Inhalten mit Netzneutra-
lität zusammenhängt. Und die Interaktionsdimension fragt, ob Netzneutralität 
eine Voraussetzung für einen selbstbestimmten Umgang mit Anwendungen und 
Geräten und damit Dialog- und Vernetzungsmöglichkeiten in Web-Öffentlichkei-
ten ist. Diese Fragen sind letztlich durch Forschung zu klären. Die Dimensionen 
können dabei als Heuristik dienen. Außerdem machen sie kommunikationswis-
senschaftliche Forschung anschlussfähig, etwa zur digitalen Inklusion und Platt-
formregulierung, auch wenn diese Forschungsfelder bislang nicht explizit den 
Begriff der Netzneutralität verwendet haben.
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